
Offenbacher RuderVerein 1874 e.V.

Satzung

Stand: März 2019



2 

Satzung des 
Offenbacher Ruderverein 1874 e.V.

§ 1	 Name und Sitz
Der Verein führt den Namen: 	  

Offenbacher Ruderverein 1874 e.V.
(1)	 Der Verein ist im Vereinsregister (des Amtsgerichts Offen-

bach am Main) eingetragen.

(2)	 Der Verein hat seinen Sitz in Offenbach und ist Mitglied 
im Landessportbund Hessen e.V. und seinen zuständigen 
Verbänden.

(3)	 Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

(4)	 Die Farben des Offenbacher Rudervereins 1874 e.V. sind rot 
und weiß 

(5)	 Die Vereinsflagge hat folgendes Aussehen :

§ 2	 Zweck und Gemeinnützigkeit des Vereins

(1)	 Der Zweck des Vereins ist die Ausübung und Förderung des 
Sports sowie die Jugendarbeit. Dies gilt insbesondere seit 
der Gründung für den Rudersport, für die 1930 gegründete 
Hockeyabteilung und für die 1967 gegründete Segelabtei-
lung. 

(2)	 Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch: 
Die Abhaltung von geordneten Sport- und Spielübungen, 
die Durchführung von sportlichen Veranstaltungen und 
dem Einsatz von sachgemäß vorgebildeten Übungsleiter/
innen sowie die Beschaffung, Erhaltung und Pflege von 
Sportanlagen und Sportgeräten. 
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(3)	 Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar ge-
meinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbe-
günstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(4)	 Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Li-
nie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins dürfen 
nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln 
des Vereins.

(5)	 Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des 
Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden.

(6)	 Der Verein ist politisch und konfessionell neutral.

§ 3	 Aufgaben Zu den vorrangigen Aufgaben des
	 Vereins gehören insbesondere die:

(1)	 Durchführung von sportlichen Veranstaltungen, die Aus-
bildung von Mitgliedern zur Teilnahme hieran, dies in 
Zusammenarbeit mit dem Landessportbund und dessen 
Sportverbänden und Organisationen; 

(2)	 Pflege und Ausbau des Jugend-, Senioren- und Breiten-
sports;

(3)	 Durchführung von sportlichen Veranstaltungen für Mit-
glieder und Interessenten zur Förderung des Leistungs- 
und Breitensports. 

(4)	 der Einsatz für die Doping- und Manipulationsfreiheit des 
Sports

(5)	 Der Verein trägt Sorge für den Kinderschutz, verurteilt auf 
das Schärfste jede Form von Gewalt und Kindeswohlge-
fährdung und tritt Handlungen entgegen, die das Wohl der 
Kinder und Jugendlichen gefährden. Dabei übernehmen 
wir aktiv Verantwortung für die uns anvertrauten Kinder 
und Jugendlichen und sind uns dieser besonderen Verant-
wortung bewusst.
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§ 4	 Mitgliedschaft

(1)	 Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. 
Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der 
Vorstand. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ab-
lehnung des Aufnahmeantrags kann dem Antragsteller 
ohne Angabe von Gründen schriftlich mitgeteilt werden. 
Jugendliche unter 18 Jahren bedürfen der Zustimmung 
der / des gesetzlichen Vertreter/s.	

(2)	 Mitglieder des Vereins sind: 
•	 Erwachsene, 
•	 Jugendliche (von 14 bis 17 Jahre), 
•	 Kinder (unter 14 Jahre),
•	 Ehrenmitglieder (keine Altersbegrenzung).

(3)	 Die Mitglieder sind verpflichtet die Vereinssatzung anzu-
erkennen, die Zwecke des Vereins zu fördern und zu unter-
stützen, die festgesetzten Mitgliedsbeiträge und Umlagen 
rechtzeitig zu entrichten, die Anordnungen des Vorstands 
und die Beschlüsse der Mitgliederversammlung zu respek-
tieren sowie die weiteren sportrechtlichen Vorgaben nach 
den jeweils geltenden Verbandsrichtlinien bei sportlichen 
Aktivitäten zu beachten.

(4)	 Zu Ehrenmitgliedern mit allen Rechten aber ohne Pflich-
ten können Mitglieder aufgrund langjähriger Verdienste 
oder außergewöhnlicher Leistungen auf Vorschlag des 
Vorstands durch die Mitgliederversammlung ernannt wer-
den.

(5)	 Die Mitgliedschaft endet mit dem Austritt, Ausschluss aus 
dem Verein oder Tod des Mitglieds.	

(6)	 Der Austritt muss schriftlich dem Vorstand gegenüber 
erklärt werden. Er ist nur unter Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderjah-
res möglich. Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar.  Der 
Ausschluss aus dem Verein und die Streichung von der 
Mitgliederliste erfolgt:  
•	 wenn das Mitglied trotz zweimaliger Mahnung an die 

zuletzt bekannte Adresse länger als drei Monate mit 
seiner fälligen Beitragszahlung in Verzug ist, ohne dass 
eine soziale Notlage nachgewiesen wird;  

•	 bei grobem Verstoß gegen die Satzung oder Verbands-
richtlinien,
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•	 wegen massivem unsportlichen oder unkameradschaft-
lichen Verhalten,

•	 wegen unehrenhaften Verhaltens innerhalb oder außer-
halb des Vereinslebens, wenn hierdurch die Interessen 
und das Ansehen des Vereins in der Öffentlichkeit 	
oder vereinsintern schwerwiegend beeinträchtigt wird.

(7)	 Über einen Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfa-
cher Mehrheit der anwesenden Vorstandsmitglieder, nach-
dem dem betroffenen Mitglied rechtliches Gehör gewährt 
worden ist. Gegen den Ausschließungsbeschluss kann das 
Mitglied mit einer Frist von einem Monat nach Zugang die 
Mitgliederversammlung anrufen. Ein Ausschließungsan-
trag kann von jedem Mitglied gestellt werden. Bei Wider-
spruch des auszuschließenden Mitglieds entscheidet die 
Mitgliederversammlung endgültig über den Ausschluss. 
Während des Ausschließungsverfahrens ruhen sämtliche 
Rechte des auszuschließenden Mitglieds. Bei Beendigung 
der Mitgliedschaft besteht kein Anspruch auf einen Teil 
am Vereinsvermögen oder einer Beitragsrückerstattung.

(8)	 Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich 
das Mitglied für die Dauer seiner Mitgliedschaft verpflich-
tet am SEPA-Verfahren für die Mitgliedsbeiträge teilzu-
nehmen. Das hat das Mitglied in der Eintrittserklärung 
rechtsverbindlich zu klären. Laufende Änderungen der 
Bankverbindung sind dem Verein mitzuteilen.

 
§ 5	 Beiträge

(1)	 Die Mitglieder zahlen Mitgliedsbeiträge, Gebühren und 
Umlagen, deren Höhe und Fälligkeit der Vorstand vor-
schlägt und von der Jahreshauptversammlung beschlos-
sen werden.

(2)	 Gebühren können erhoben werden für die Finanzierung 
besonderer Angebote des Vereins, die über die allgemeinen 
mitgliedschaftlichen Leistungen des Vereins hinausgehen. 
Diese können von Vorstand der Mitgliederversammlung 
vorgeschlagen werden. Die Mitgliederversammlung hat 
in einfacher Mehrheit darüber zu entscheiden. Gebühren 
dürfen die Höhe eines Jahresbeitrages nicht überschreiten. 
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(3)	 Umlagen können erhoben werden bei einem besonderen 
Finanzbedarf des Vereins, der nicht mit den allgemeinen 
Etatmitteln des Vereins gedeckt werden kann, insbesonde-
re für die Finanzierung von Baumaßnahmen und Projek-
ten. Diese können von Vorstand der Mitgliederversamm-
lung vorgeschlagen werden. Die Mitgliederversammlung 
hat in einfacher Mehrheit darüber zu entscheiden. Umla-
gen können nur bis zur Höhe des Zweifachen des jährli-
chen Mitgliedsbeitrages festgesetzt werden. 

(4)	 Mitgliedsbeiträge, Gebühren und Umlagen werden im 
SEPA-Basis-Lastschriftverfahren eingezogen. Das Mitglied 
hat sich hierzu bei Eintritt in den Verein zu verpflichten, 
ein SEPA-Lastschriftmandat zu erteilen sowie für eine aus-
reichende Deckung des bezogenen Kontos zu sorgen. Wir 
ziehen den Mitgliedsbeitrag unter Angabe unserer Gläubi-
ger-ID (DE44ORV0000272426) und der Mandatsreferenz 
(interne Vereins-/ Mitgliedsnummer) jeweils zum 1. Januar, 
1. April, 1. Juli und 1. Oktober je nach vorgegebener Zah-
lungsweise ein. Fällt dieser nicht auf einen Bankarbeitstag, 
erfolgt der Einzug am unmittelbar darauffolgenden Bank-
arbeitstag. 

(5)	 Die Aufnahme Minderjähriger bedarf der Zustimmung der 
gesetzlichen Vertreter, die mit dem minderjährigen Mit-
glied für die Entrichtung des Mitgliedsbeitrages dem Ver-
ein gegenüber gesamtschuldnerisch haften.

(6)	 Der Vorstand ist ermächtigt, Beiträge auf Antrag zu stun-
den, zu ermäßigen oder zu erlassen. Ein Rechtsanspruch 
auf Ratenzahlung und / oder Stundung der Beitragsschuld 
besteht nicht. 

(7)	 Die Hauptversammlungen der einzelnen Abteilungen kön-
nen mit einfacher Mehrheit einen Sonderbetrag für ihren 
Bereich beschließen.

§ 6	 Rechte der Mitglieder

(1)	 Mitglieder können ab dem 16. Lebensjahr wählen und ab 
dem 18. Lebensjahr gewählt werden. 

(2)	 Mitglieder, die noch nicht volljährig sind, haben, mit Aus-
nahme der Regelung in § 6 Nr. 1 der Satzung, kein Stimm- 
und Wahlrecht. Eine Vertretung durch ihre Eltern oder 
sorgeberechtigte Personen bei Abstimmungen und Wah-
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len ist nicht statthaft. Noch nicht volljährigen Mitgliedern 
stehen das Rede- und Anwesenheitsrecht in den Mitglie-
derversammlungen sowie das Recht auf Teilhabe an den 
Leistungen des Vereins, insbesondere der Nutzung seiner 
Einrichtungen, zu.

(3)	 Alle Mitglieder haben das Recht, dem Vorstand und zur 
Mitgliederversammlung Anträge zu unterbreiten.

(4)	 Anträge zu Satzungsänderungen müssen dem Vorstand 
sechs Wochen vor der Mitgliederversammlung eingereicht 
werden.

(5)	 Alle Mitglieder sind berechtigt, an den Veranstaltungen 
des Vereins teilzunehmen und die Übungsstätten unter Be-
achtung der Platz-, Hallen- bzw. Hausordnung sowie sons-
tiger Ordnungen zu benützen. Sie wählen den Vorstand 
und den jeweiligen Abteilungsleiter. Eine Übertragung des 
Stimmrechts ist ausgeschlossen.

§ 7	 Organe des Vereins
Organe des Vereins sind:

1.	der Vorstand,

2.	die Mitgliederversammlung.

§ 8	 Vorstand
Der Vorstand besteht aus folgenden Personen: 
	 dem / der Ehrenvorsitzende/r
	 dem / der Vereinsvorsitzende/r
	 den 2 stellvertretende Vorsitzenden
	 dem / der Geschäftsführer/in
nach Möglichkeit sollte der Vorsitzende/r der 	 Ruder- Hockey- 
und Segelabteilung die Aufgaben des 2. Vorsitzenden und des 
Geschäftsführers übernehmen und von der Hauptversamm-
lung in diese Ämter gewählt werden um den Vorstand klein zu 
halten
	 dem / der Kassierer/in
	 dem / der Schrift-Protokollführer/in	  		
	 Vorsitzende/r der Ruderabteilung	  			 
	 Vorsitzende/r der Hockeyabteilung	 			 
	 Vorsitzende/r der Segelabteilung	  			 
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	 Jugendleiter/in
	 Hauswart/in
	 Beirat aus max. 3 Mitgliedern

(1)	 Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung und einen 
Aufgabenverteilungsplan geben. 

(2)	 Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind: Vorsitzende/r, zwei 
stellvertretende Vorsitzende, Geschäftsführer/in, Kas-
sierer/in. Es gilt das Vieraugenprinzip. Jeweils zwei Vor-
standsmitglieder sind gemeinsam zur Vertretung des Ver-
eins berechtigt.

(3)	 Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins 
und erledigt alle Verwaltungsaufgaben sowie alle die Auf-
gaben, die nicht durch Satzung oder Gesetz einem ande-
ren Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere 
folgende Aufgaben: 
•	 die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversamm-

lung und die  Geschäftsführung des Vereins nach der 
Vereinssatzung,

•	 die Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederver-
sammlung, die Leitung der Mitgliederversammlung 
durch den Vorsitzenden oder einen Stellvertreter,  

•	 	den Vorschlag über die Festsetzung der Höhe und Fäl-
ligkeit von Beiträgen,  Gebühren und Umlagen, welche 
über die Hauptversammlung bestätigt werden muss.

•	 die Entscheidung über die Einrichtung einer haupt- 
oder nebenamtlich besetzten Geschäftsstelle und die 
Entscheidung über die Bestellung eines Geschäftsfüh-
rers.

(4)	 Die Mitglieder des Vorstandes werden für 2 Jahre gewählt 
und bleiben so lange im Amt, bis ein neuer Vorstand von 
der Mitgliederversammlung gewählt wird. 

(5)	 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes in der laufenden 
Wahlperiode aus dem Amt, so kann sich der Vorstand aus 
dem Kreise der Vereinsmitglieder selbst durch Zuwahl 
ergänzen. Das hinzu gewählte Vorstandsmitglied hat die 
gleichen Rechte und Pflichten wie alle anderen Vorstands-
mitglieder. 

(6)	 Die Beschlussfassung des Vorstandes erfolgt in Vorstands-
sitzungen, zu denen der Vorsitzende und im Verhinde-
rungsfalle sein Vertreter nach Bedarf einlädt. 
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(7)	 Der Vorstand kann besondere Vertreter gem. § 30 BGB be-
stellen und abberufen sowie deren Wirkungskreis bestim-
men. 

(8)	 Das Amt / Die Ämter des Vereinsvorstandes wird / werden 
grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. Die Mitgliederver-
sammlung kann abweichend davon beschließen, dass dem 
Vorstand / den Vorstandsmitgliedern für seine / ihre Vor-
standstätigkeit eine angemessene Vergütung gezahlt wird.

§ 9	 Mitgliederversammlung

(1)	 Die Mitgliederversammlung ist zuständig für alle Aufga-
ben soweit diese nicht dem Vorstand obliegen. Sie ist aus-
schließlich zuständig für folgende Angelegenheiten:
•	 Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes;
•	 Entlastung des Vorstandes;
•	 Wahl der Mitglieder des Vorstandes und der Kassenprü-

fer;
•	 Ernennung von Ehrenmitgliedern;
•	 Änderung der Satzung (sofern Änderung Vorstands-

wahlen betreffen, werden sie vor den Wahlen durchge-
führt); 

•	 Erlass von Ordnungen;
•	 Beschlussfassung über Anträge der Mitglieder; 
•	 Auflösung des Vereins. 

Die ordentliche Mitgliederversammlung soll im ersten Halb-
jahr eines jeden Jahres stattfinden. Eine außerordentliche Mit-
gliederversammlung – für deren Berufung und Durchführung 
die gleichen Bestimmungen gelten wie für die ordentliche Mit-
gliederversammlung – ist einzuberufen, wenn der Vorstand die 
Einberufung aus wichtigem Grund beschließt oder ein Drittel 
der Mitglieder schriftlich dies unter Angabe der Gründe vom 
Vorstand verlangt. Die Mitgliederversammlung ist vom Vor-
stand unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen und un-
ter Mitteilung der Tagesordnung schriftlich einzuberufen. Die 
Kommunikation im Verein kann in Textform (auch mittels elek-
tronischer Medien) erfolgen. Mitteilungen jeglicher Art gelten 
als zugegangen, wenn sie an die dem Verein bekannt gegebene 
Anschrift oder E-Mail-Anschrift gerichtet ist.
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Die Mitteilung von Adressänderungen / Änderungen von E-
Mail-Adressen ist eine Bringschuld des Mitglieds. Jedes Mit-
glied kann bis spätestens zwei Wochen vor Beginn der Mitglie-
derversammlung schriftlich die Ergänzung der Tagesordnung 
verlangen. Fristgemäß gestellte Anträge sind nachträglich auf 
die Tagesordnung zu nehmen. Die Anträge müssen den Mit-
gliedern nicht vor der Mitgliederversammlung bekannt ge-
geben werden. Das gilt nicht für Satzungsänderungen oder 
Anträge zur Auflösung des Vereins. Nach Ablauf der Frist ge-
stellte Anträge können nur zur Abstimmung in der Mitglie-
derversammlung zugelassen werden durch Entscheidung der 
Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von ⅔ der anwe-
senden Stimmberechtigten. 

(2)	 Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei 
dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter, bei des-
sen Verhinderung von einem vom Vorstand bestimmten 
Mitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, so 
bestimmt die Mitgliederversammlung den Leiter. Der Ver-
sammlungsleiter übt in der Mitgliederversammlung das 
Hausrecht aus. Sofern in dieser Satzung nichts anderes be-
stimmt ist, bestimmt der Versammlungsleiter alleine den 
Gang der Verhandlungen in der Mitgliederversammlung. 
Seine Entscheidungen sind unanfechtbar. Für die Dauer 
der Durchführung von Vorstandswahlen wählt die Mitglie-
derversammlung aus ihrer Mitte einen Wahlleiter.

(3)	 Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungs-
leiter, soweit in dieser Satzung nicht eine Art der Ab-
stimmung zwingend bestimmt ist. Bei Wahlen kann die 
Mitgliederversammlung geheime Wahl beschließen. Der 
Vorstand nach § 26 BGB muss einzeln, der Rest des Vor-
stands kann per Blockwahl gewählt werden. Stimmenthal-
tungen gelten als nicht abgegebene Stimmen und werden 
nicht gezählt. Eine ordnungsgemäß einberufene Mitglie-
derversammlung ist stets beschlussfähig. Jedes Mitglied 
hat eine Stimme. Stimmrechtsübertragungen sind nicht 
möglich. Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gefasst. Für Satzungsänderun-
gen ist eine 3/4 Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men, für die Änderung des Vereinszwecks und die Auflö-
sung des Vereins eine Änderung von 4/₅ der abgegebenen 
gültigen Stimmen erforderlich.
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(4)	 Das Versammlungsprotokoll ist vom Versammlungsleiter 
und dem Protokollführer zu unterschreiben. Es muss ent-
halten:
•	 	Ort und Zeit der Versammlung;
•	 Name des Versammlungsleiters und des Protokollfüh-

rers;
•	 Zahl der erschienenen Mitglieder;
•	 Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und 

der Beschlussfähigkeit;
•	 die Tagesordnung;
•	 die gestellten Anträge, das Abstimmungsergebnis mit 

der Feststellung, ob zugestimmt oder nicht zugestimmt 
wurde;

•	 die Art der Abstimmung;
•	 Satzungs- und Zweckänderungsanträge in vollem 

Wortlaut;
•	 Beschlüsse in vollem Wortlaut.

§ 10	 Abteilungen des Vereins

(1)	 Im Verein bestehen die Abteilungen
○○ 	Rudern
○○ Hockey (seit 1930)
○○ Segeln (seit 1967)

(2)	 Für die im Verein betriebenen Sportarten können mit Ge-
nehmigung des Vorstandes Abteilungen gebildet werden. 
Den Abteilungen steht nach Maßgabe der Beschlüsse des 
Vorstands das Recht zu, in ihrem eigenen sportlichen 
Bereich tätig zu sein. Das Nähere regelt die Abteilungs-
ordnung, die sich im Rahmen des satzungsmäßigen Ver-
einszwecks halten muss. Soweit in der Abteilungsordnung 
nichts anderes geregelt ist, gilt die Satzung des Hauptver-
eins für Abteilungen entsprechend.

(3)	 Die Abteilungen führen und verwaltet sich im Rahmen 
dieser Satzung und der jeweiligen Abteilungsordnung 
selbständig. Sie entscheidet über die ihr zur Verfügung ge-
stellten Mittel in eigener Zuständigkeit. 
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§ 11	 Eigenständigkeit der Vereinsjugend

(1)	 Zur Vereinsjugend gehören alle Kinder und Jugendliche 
bis 18 Jahre, sowie die gewählten und berufenen Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen der Vereinsjugendarbeit. Die 
Vereinsjugend führt und verwaltet sich im Rahmen dieser 
Satzung und der Jugendordnung selbständig. Sie entschei-
det über die ihr zur Verfügung gestellten Mittel in eigener 
Zuständigkeit.

(2)	 Sie wird geleitet durch einen Jugendausschuss. Dieser wird 
in einer Jugendvollversammlung gewählt. Jugendwart 
und / oder Jugendwartin, bei Bedarf auch ein Jugendspre-
cher oder eine Jugendsprecherin, vertreten die Interessen 
der Jugend im Vorstand. Alles Weitere regelt eine Jugend-
ordnung, die von der Jugend zu entwerfen ist und durch 
eine Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit be-
stätigt werden muss.

§ 12	 Kassenprüfer
Die Kassenprüfer werden von der Mitgliederversammlung auf 
die Dauer von zwei Jahren gewählt. Sie dürfen nicht Mitglieder 
des Vorstands sein. Sie haben das Recht, die Vereinskasse und 
die Buchführung jederzeit zu überprüfen. Über die Prüfung 
der gesamten Buch- und Kassenführung haben sie der Mit-
gliederversammlung Bericht zu erstatten. Das Prüfungsrecht 
erstreckt sich nur auf die buchhalterische Richtigkeit, nicht 
auf die Zweckmäßigkeit der Vorgänge. Sie können nur einmal 
wiedergewählt werden.

§ 13	 Datenschutz, Persönlichkeitsrechte
Der Verein verarbeitet personenbezogene Daten seiner Mit-
glieder in automatisierter und nicht automatisierter Form. 
Diese Daten werden ausschließlich zur Erfüllung der in dieser 
Satzung genannten Zwecke und Aufgaben des Vereins verar-
beitet, z.B. im Rahmen der Mitgliederverwaltung. Weitere Ein-
zelheiten hierzu sind in der Datenschutz-Ordnung des Vereins 
geregelt. Diese Datenschutz-Ordnung ist nicht Bestandteil der 
Satzung. Für den Erlass, die Änderung und die Aufhebung der 
Datenschutz-Ordnung ist der Vorstand zuständig, der hier-
über mit einfacher Mehrheit beschließt. Die jeweils aktuelle 
Datenschutz-Ordnung wird mit der Veröffentlichung auf der 
Homepage des Vereins unter der Rubrik „Downloads“ für alle 
Mitglieder verbindlich. 
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§ 14	 Protokollierung
Der Verlauf der Mitgliederversammlung sowie Sitzungen 
des Vorstandes sind zu protokollieren. Das Protokoll der 
Mitgliederversammlung und die Protokolle der Vorstands-
sitzungen sind vom jeweiligen Versammlungs-/ Sitzungs-
leiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen. Die Proto-
kolle hat der Gesamtvorstand aufzubewahren. 

§ 15	 Auflösung des Vereins

(1)	 Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitglie-
derversammlung mit der in dieser Satzung geregelten 
Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die 
Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, 
sind die Mitglieder des Vorstandes gemeinsam vertre-
tungsberechtigte Liquidatoren. Dies gilt auch, wenn 
der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird 
oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

(2)	 Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins, oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke, fällt das Vermö-
gen an die Stadt Offenbach am Main.  Diese hat es aus-
schließlich für Gemeinnützige Zwecke zur Förderung 
des Sports zu verwenden. Es soll zugunsten eines als 
gemeinnützig anerkannten Offenbacher Sportverei-
nes Verwendung finden. 

§ 16	 Inkrafttreten
Die Satzung wurde bei der Mitgliderversammlung am 29. 
März 2019 beschlossen und am 15. Mai 2019 durch das 
Amtsgericht Offenbach bestätigt.
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Eigene Notizen:
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